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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 662/18 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

der Frau L…,

als Verfahrensbeiständin im Verfahren der Minderjährigen A. H., A.H.,
I. H. und D. H.,

gegen den Beschluss des Kammergerichts vom 8. März 2018 - 16 UF 9/18 -

hier: Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

hat die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Richter Eichberger

und die Richterinnen Baer,

Britz

gemäß § 32 Abs. 1 in Verbindung mit § 93d Abs. 2 BVerfGG in der Fassung
der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473) am 29. März 2018 ein-
stimmig beschlossen:

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.

G r ü n d e :

Die Antragstellerin begehrt vorläufigen Rechtsschutz in Form der Aussetzung der
Vollziehung einer von ihr als Verfahrensbeiständin im Wege der Verfassungsbe-
schwerde angegriffenen Entscheidung, die die Rückführung von Kindern nach Serbi-
en gemäß Art. 12 Abs. 1 des Haager Übereinkommens über die zivilrechtlichen As-
pekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden: HKÜ) anordnet.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist unzulässig, weil er nicht hin-
reichend begründet ist.

1. Ein Antrag nach § 32 Abs. 1 BVerfGG ist nur zulässig, wenn die Voraus-
setzungen für den Erlass einer einstweiligen Anordnung substantiiert dargelegt sind.
Die Anforderungen an die Begründung eines isolierten Antrags auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung richten sich nach den spezifischen Voraussetzungen für den Er-
lass einer einstweiligen Anordnung (§ 32 Abs. 1 BVerfGG); sie sind mit den Begrün-
dungsanforderungen im Verfassungsbeschwerdeverfahren nicht identisch (vgl.
BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 8. Mai 2017 - 1 BvQ 19/17
-, juris, Rn. 4 m.w.N.; stRspr).
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2. Die Voraussetzungen für den Erlass einer einstweiligen Anordnung sind nicht
substantiiert dargelegt.

Zu den Begründungsobliegenheiten im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
gehört auch die Darlegung, dass der Antrag in der zugehörigen Hauptsache weder
unzulässig noch offensichtlich unbegründet ist (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kam-
mer des Ersten Senats vom 8. Mai 2017 - 1 BvQ 19/17 -, juris, Rn. 8 m.w.N.). Für den
Erfolg eines isolierten Antrags auf Erlass einer einstweiligen Anordnung sind die Er-
folgsaussichten der von der antragstellenden Person angekündigten Verfassungsbe-
schwerde insoweit relevant, als dem Eilrechtsschutzbegehren nach § 32 Abs. 1
BVerfGG nicht entsprochen werden kann, wenn die angekündigte Verfassungsbe-
schwerde unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist (vgl. BVerfGE 140, 225
<226>; stRspr). Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung kann darum nur
Erfolg haben, wenn er so begründet ist, dass das Bundesverfassungsgericht wenigs-
tens summarisch verantwortbar beurteilen kann, dass die noch zu erhebende Verfas-
sungsbeschwerde nicht von vornherein unzulässig oder offensichtlich unbegründet
ist. Dazu muss die antragstellende Person auch die für eine hinreichende Begrün-
dung der Verfassungsbeschwerde (§ 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG) erforderlichen
Unterlagen vorlegen, sofern sie nicht nachvollziehbar darlegt, dass ihr dies gegen-
wärtig nicht möglich ist. Mit dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
müssen daher grundsätzlich die für die verfassungsrechtliche Würdigung notwendi-
gen Unterlagen in Ablichtung vorgelegt oder zumindest ihrem Inhalt nach so darge-
stellt werden, dass eine verantwortbare verfassungsrechtliche Beurteilung erfolgen
kann (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 8. Mai 2017 - 1
BvQ 19/17 -, juris, Rn. 8 m.w.N.).

Diese Voraussetzungen erfüllt die Antragsbegründung nicht. Die Antragstellerin hat
den Hinweisbeschluss vom 25. Februar 2018, auf den die beanstandete Entschei-
dung maßgeblich Bezug nimmt, weder vorgelegt noch in einer Weise wiedergege-
ben, dass wenigstens summarisch beurteilt werden könnte, ob die Verfassungsbe-
schwerde nicht von vorneherein unzulässig oder offensichtlich unbegründet wäre.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Eichberger Baer Britz
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Bundesverfassungsgericht, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom
29. März 2018 - 1 BvR 662/18

Zitiervorschlag BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom
29. März 2018 - 1 BvR 662/18 - Rn. (1 - 7), http://www.bverfg.de/e/
rk20180329_1bvr066218.html
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